„„ 


Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ER 


— Nr. 18. 


— 


(Nr. 4647.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Maͤrz 1857., betreffend die Beſtaͤtigung der in 
Dortmund unter dem Namen „Dortmunder Privat-Aktienbank“ zum Be⸗ 
triebe von Bankgeſchaͤften gebildeten Aktiengeſellſchaft. 


Messen ſich unter dem Namen: „Dortmunder Privat⸗Aktienbank“ in Dort⸗ 
mund eine Aktiengeſellſchaft zum Betriebe von Bankgeſchaͤften mit einem 

Stammkapital von Einer Million Thalern gebildet hat, will Ich auf Ihren 
Bericht vom 18. Februar d. J. die Errichtung dieſer Privatbank und das bei⸗ 

76 liegende, am 2. Dezember v. J. notariell vollzogene Statut derſelben geneh⸗ 
migen. Auch will Ich der Geſellſchaft auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. (Geſetz⸗Sammlung S. 75.) die Ermaͤchtigung zur Ausſtellung von No⸗ 
ten bis zu dem Betrage von fuͤnfmal hundert tauſend Thalern unter den in 
dieſem Statute feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem beiliegenden Statute durch die Ge— 
ſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. a 


Berlin, den 2. Maͤrz 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 


II. mm. nr Sn eee 


Jahrgang 1857. (Nr. 4647.) i 20 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 11, April 1857, 
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. Dortmunder Privat⸗ Aktienbank. 
Statut. 


Titel J. 6 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. g 


1 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird eine A 
tiengeſellſchaft nach den desfallſigen geſetzlichen Beſtimmungen und insbeſondere 
5 in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. unter nachfolgenden For⸗ 
Kr men errichtet. 
x Die Geſellſchaft erhält den Namen: 
4 „Dortmunder Privat-Aktienbank.“ 
N i Die Bank hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und zu 
BAR beleben, den Geldumlauf zu befördern und Kapitalien nutzbar zu machen. 


§. 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Dortmund. 


EEE 


Die Dauer der Geſellſchaft ift auf zehn Jahre, von Ertheilung der fon: 
zeſſion ab, beſchraͤnkt. Sollte innerhalb des gedachten Zeitraums die Bank⸗ N 
Ordnung vom 5. Oktober 1846. aufgehoben werden, fo erliſcht die Konzeſſion 
der Dortmunder Privat⸗Aktienbank ſechs Monate nach Publikation des betref⸗ 
fenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf Entſchaͤdigung. 


Titel II. | A 
Ge Grundkapital, Aktien und Aktionaire. H 
„„ $. 4. 


Das Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, ge⸗ ? 
theilt in zweitauſend Aktien von je fuͤnfhundert Thalern jede. 
| 8.5% 
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H. 5. 


Die Aktien der Geſellſchaft werden auf den Namen in nachſtehender 
Art ausgefertigt. Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus 
einem Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes unterzeichnet. 


Jede Aktie muß die in das Aktienbuch der Geſellſchaft einzutragende 
genaue Bezeichnung des beſtimmten Inhabers nach Namen, Stand und Wohn⸗ 
ort deſſelben enthalten. Mit jeder Aktie werden fuͤr den Zeitraum von fuͤnf 
Jahren Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, 
welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


Dem gegenwaͤrtigen Statute iſt ein Formular der Aktien und Dividen⸗ 
denſcheine beigefuͤgt. a 


WÉI 6. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt in boat nach dem Beduͤrf⸗ 
niſſe der Geſellſchaft in Raten von zehn bis fuͤnf und zwanzig Prozent, jedes⸗ 
mal binnen vier Wochen nach einer in die durch H. 13. bezeichneten Zeitungen 
einzuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes. 


Wer innerhalb dieſer Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten 
der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem Fünftel des ausgeſchrie⸗ 
benen Betrages. — Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten Auf⸗ 
forderung, welche an die Saͤumigen perſönlich zu richten iſt, die Zahlung noch 
immer nicht erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahl⸗ 
ten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie durch die ur⸗ 
ſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anfprüche auf den Empfang 


ö N von Aktien, für erloſchen zu erklären. Eine folche Erklärung erfolgt auf Be⸗ 


ſchluß des Verwaltungsrathes durch öffentliche Bekanntmachung unter Angabe 
der Nummern der Aktien. \ 


An die Stelle der auf dieſe Art ausfcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe iſt auch 
berechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die er⸗ 
ſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen, fo lange die letzteren noch geſetzlich 
verhaftet ſind. 


. . | 
Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Ak⸗ 
tiendokumente ausgewechſelt. 
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F. 8. 


Die Uebertragung des Eigenthums der Aktien auf einen neuen Eigen⸗ 
thuͤmer kann nur auf eine, von letzterem mit zu unterzeichnende ſchriftliche Er⸗ 
klaͤrung, die keiner öffentlichen Beglaubigung bedarf, erfolgen. i 


Dieſe Erklaͤrung iſt mit der Aktie dem Verwaltungsrathe vorzulegen. — 
Sie ſoll ebenſo, wie jede andere nachzuweiſende Veränderung des Eigenthums 
einer Aktie, von dem Verwaltungsrathe in das Aktienregiſter eingetragen wer⸗ 
den, 55 daß dies geſchehen, iſt auf der Aktie von dem Verwaltungsrathe zu 
vermerken. S 


H. 9. | i a 


! 
| 
a Die Aktie ift untheilbar und kann unter Beruͤckſichtigung des H. 41. nurn 
N durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als Ein- 
hundert Aktien beſitzen oder erwerben. | 
| 
} 


$ 10. 


Ueber den Betrag ber Aktie hinaus ift Fein Aktionair, unter welcher 
Beſtimmung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im 
H. 6. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. ö 


$. 11. 


SE E tienbuche verzeichneten Eigenthuͤmer derſelben an Stelle der verlorenen neue 
E Aktien oder Interimsquittungen ausgefertigt, ſobald die erfteren, den beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften gemäß, mortiftzirt find. 


Ein öffentliches Aufgebot oder eine Mortifikation der Dividendenfcheine | d 
findet auch in Verbindung mit den zugleich verlorenen Aktien niemals Gott, 77 


Iſt jedoch der Verluſt eines Dividendenſcheins vor Ablauf der Verfaͤh⸗ 
rung bei der Direktion ſchriftlich angezeigt und der Beſitz des Dividendenſcheins | 


N 
| 
/ 
E 
Gehen Aktien oder Interimsquittungen verloren, fo werden dem im Ak⸗ cb 
9 
| 
N 


durch Vorzeigung der Aktie, des Mortiftkationsſcheins derſelben oder ſonſt auf 
glaubhafte Art nachgewieſen, ſo wird der Betrag des verlorenen Dividenden 
ſcheins dem Vorzeiger der uͤber die Anmeldung ertheilten Beſcheinigung nach 
Ablauf der Verjährungsfriſt gezahlt. 8 


§. 12. 
Jeder Aktionair hat fuͤr ſich ruͤckſichtlich ſeiner Rechte und Pflichten 
ö ? 8 


ort⸗ 


V SE 1 


1 
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Dortmund als Domizil zu wahlen und iſt in dieſer Beziehung der Gerichts⸗ 
barkeit des Königlichen Kreisgerichts zu Dortmund unterworfen. 


Alle Inſinuationen geſchehen guͤltiger Weiſe an die von ihm zu bezeich⸗ 
nende, in dieſem Domizilorte wohnende Perſon, nach Maaßgabe der Hh. 20. 
und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung, und in Erman⸗ 
gelung der Bezeichnung einer ſolchen Perſon auf dem Sekretariate des Koͤnig⸗ 
lichen Kreisgerichts daſelbſt. f 


D, 13. 


Alle oͤffentliche Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in der Koͤl⸗ 
niſchen und in der zu Dortmund erſcheinenden Weſtphaͤliſchen Zeitung, ſowie 
in dem zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen Staats⸗Anzeiger. 


Bei dem Eingehen eines der genannten Blätter ſoll die Bekanntmachung 
durch die uͤbrig bleibenden ſo lange genügen, bis die Generalverſammlung für 
das eingegangene ein anderes beſtimmt hat. 


Die in dieſer Weiſe beſtimmte Zeitung iſt durch die uͤbrigen Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter bekannt zu machen. 


Die Regierung kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vorſchreiben, 
welche Blaͤtter an Stelle der oben genannten treten ſollen, und iſt die desfall⸗ 
fige Verfügung durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


Titel III. 
Von den Geſchaͤften der Bank. 


H. 14. 


Die Bank iſt zur Erreichung der im H. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) Gezogene und trockene (eigene) Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, 
zu diskontiren. Die zur Diskontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit 
einem auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, dürfen nicht ſpaͤter 
als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen und es 
muͤſſen aus ihnen wenigſtens drei ſolide Verbundene haften; 


D Kredit und Darlehn zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit als drei 
Monate und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verder⸗ 
ben nicht unterworfen ſind; 


b) von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal-, oder anderen unter Auto⸗ 
3 rität des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausge⸗ 
(Nr. 4647.) gebenen 


EE 
e e gebenen geldwerthen, auf beſtimmte Namen oder auf den Inha⸗- 
ER ber lautenden Papieren, ſowie von Wechſeln auf Plaͤtze des Aus 
S RE. landes, desgleichen von ungemuͤnztem oder gemuͤnztem Gold undd 
Silber. N 


Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Namen lauten, duͤrfen in 
der Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Ge⸗ 
ſchaͤfts⸗Inſtruktion für die Direktion. 


1 „ e Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staates gegen die 
| Beleihung von Papieren dieſer Art iſt für die Geſellſchaft maaß⸗ 
gebend. 


Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien anderer 
Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; 


3) Effekten der vorſtehend unter 2b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 
oder fremde Münzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der Ans 
kauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal-, oder anderen unter Autori⸗ 
tät des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen, 
auf den Inhaber lautenden, geldwerthen Papieren nur bis zu dem, durch 

DR die Geſchaͤfts⸗Inſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden und der Beſtand 
EH von dergleichen Effekten ein Drittel des eingezahlten Stammkapitals nie⸗ 
5 mals uͤberſchreiten; a 


4) Das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effek⸗ 
ten, die in der Provinz Weſtphalen zahlbar ſind, zu beſorgen, unver⸗ 
zinsbare Kapitalien, ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſchei⸗ 
nigungen, die nur auf den Namen des Einzahlenden lauten Dürfen, an 
zunehmen und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten und 
angenommenen Gelder und Effekten in Giroverkehr zu treten; (kb 


5) Noten nach näherer Vorſchrift der 55. 16 — 19. auszugeben und eins P 


en zuziehen. r A 
E Andere, als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte, find der Bank nicht E 
N geftattet, beſonders darf fie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen. | 


Auch hat dieſelbe die ihr geſtatteten Gefchäfte auf die Provinz Weſtphalen d R 
zu beſchraͤnken. . 


H. 15. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Wer⸗ SÉ 
then, welche durch das Geſetz über die Muͤnzverfaſſung in den Preußifchen 
en 30, September 1821., Geſetz-Sammlung Nr. 673,, beſtimmet 
worden ſind. i 


F. 1, 


BEE 


iſt auf jeder Note deutlich abzudrucken. 


> 


*** 


H. 16, 


Die Bank hat das Recht, waͤhrend der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten ($. 14. Nr. 5.) bis zum Betrage 
von fuͤnfmalhunderttauſend Thalern auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; 
jedoch unterliegt die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung, 
beziehungsweiſe der Beaufſichtigung der Regierung. — Dieſe Noten ſind der 
Stempelſteuer nicht unterworfen. 


Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres ($. 45.) eine Verminde⸗ 
rung des Stammkapitals ($. 4.) um mehr als die Halfte deſſelben, fo iſt die 
Summe der in Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch vorhanden 
nachgewieſenen Betrag des Stammkapitals zu beſchraͤnken. a 


§. 17. 


Die Noten duͤrfen nur auf Betraͤge von zehn, zwanzig, fuͤnfzig, Einhundert, 
zweihundert Thaler Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden und der Geſammt⸗ 
Betrag der zu zehn Thaler ausgeſtellten ſoll die Summe von Einhunderttauſend 
Thaler, der zu zwanzig Thaler ausgeſtellten ſoll ebenfalls die Summe von 
Einhunderttauſend Thaler im Geſammtbetrage nicht uͤberſteigen duͤrfen. 


H. 18. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Praͤſentation ſofort in Dortmund gegen klingendes Kurant einzuloͤſen. 


Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß ent⸗ 
ſtandenen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vor⸗ 


zeiger niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 


Der Inhalt des gegenwaͤrtigen H. 18., ſowie des nachfolgenden 5. 21. 


H. 1 9. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath ſind dafuͤr verant⸗ 
wortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Be⸗ 
ſtand an Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde, einem 
Drittel in diskontirten Wechſeln und dem Reſte in Effekten, welche Eigenthum 
der Geſellſchaft fein muͤſſen, in einer beſonderen, unter dreifachem Verſchluſſe 
zu haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden 
Notenkaſſe aufbewahrt werden. 


Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand, 
und ihre ſaͤmmtlichen uͤbrigen Aktiva zur Deckung der Noten. 


(Nr. 4047.) H. 20. 
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H. 20. 


Die Bank kann ihre Geſchaͤfte nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen 


Statuts erſt dann beginnen, wenn die Haͤlfte des Stammkapitals nach Maaß⸗ 
gabe des H. 4. eingezahlt iſt. 


Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


9 2 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein⸗ 
loͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung der 
Praͤkluſion öffentlich aufzurufen. 


Zu dieſem Zwecke erlaͤßt ſie durch dreimalige Bekanntmachungen, in 


Zwiſchenraͤumen von einem Monate, mittelſt der im H. 13. gedachten oͤffentlichen 


Blätter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der Preußiſchen 
Staaten eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der Noten. 


Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 


welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blättern Behufs der 


Einloͤſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage 
der letzten Inſertion hinauszuſetzenden Praͤkluſivtermine unter der Warnung 


und mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins 


alle Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. 


Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſion find nicht zuläffig, viel- | 


mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſiotermins gegen 
alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder An⸗ 
ſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen nicht ein⸗ 
gelieferten Noten werthlos ſind und, wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kom⸗ 
men, von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. 

| Der Betrag der ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen 
Zwecken nach naͤherer Beſtimmung des Verwaltungsrathes verwendet werden. 


Titel V. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


H. 22. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 


allen 


er 


allen Beziehungen, wird einem von der Generalverſammlung ernannten Ver⸗ 
waltungsrathe anvertraut. ö f 


Die Wahloerhandlung erfolgt in Gegenwart eines Richters oder Notars, 
und ein von dieſem uͤber das Reſultat derſelben aufgenommenes Protokoll bil⸗ 
det die Legitimation des Verwaltungsrathes. 


Die Namen der Gewaͤhlten werden durch die im H. 13. benannten Zei⸗ 
tungen oͤffentlich bekannt gemacht. ; 


Der Verwaltungsrath befteht aus zwölf Mitgliedern. Ihre Funktionen 
dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden diejenigen vier Mitglieder aus 
dem ar aus, welche die laͤngſte Zeit hindurch als ſolche fun⸗ 
girt haben. 


Die Ausſcheidenden koͤnnen jedoch ſofort wieder gewaͤhlt werden. Bei 
einer ſtattgehabten Wiederwahl wird die Amtsdauer von der letzten Wahl an 


berechnet. 


Welche Mitglieder in den Jahren, in welchen der Turnus noch nicht 
beſteht, auszuſcheiden haben, wird durch das Loos beſtimmt. 


H. 23. 


Für die erſten zwei Jahre nach Eröffnung des Geſchaͤftsbetriebes bilden 
die im Eingange dieſes Aktes“) aufgeführten Herren: Friedrich Diergardt, Carl 
Ebbinghaus, Johann Friedrich Wieſehahn, Franz Wilhelm Koͤnigs, Hermann 
Witte, Carl Dietzſch, Carl Overweg, Hugo Haniel, Wilhelm Hammacher und 
Wilhelm von Born, und außerdem noch zwei Mitglieder, welche die erſte Ge⸗ 
neralverſammlung ernennt, den Verwaltungsrath. 


S Die erſte theilweife Erneuerung des Verwaltungsrathes findet demnach 
in der ordentlichen Generalverſammlung des dritten Betriebsjahres ſtatt. 


H. 24. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn Aktien der 
Geſellſchaft beſitzen oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden in das 
Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des 
Inhabers als Verwaltungsrath dauern, unveraͤußerlich. 


N 
Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 


einen Vizepraͤſidenten. Die Namen derſelben werden durch die im §. 13. be 
zeichneten Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht. Ihre Funktionen in dieſer 


Gast N Anmerkung. Der Notarialakt, auf deſſen Eingang ſich diefe Worte beziehen, iſt hier nicht mit 
abgedruckt. 
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Eigenſchaft dauern ein Jahr; ſie ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. 
Sollten beide verhindert ſein, einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, 
ſo uͤbernimmt das nach den Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


$. 26. 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Ver⸗ 
waltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorlaͤufig fuͤr die Dauer bis 
zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe unter Zuziehung 
eines Notars oder Richters wieder beſetzt und in der $. 22. vorgeſchriebenen 
Weiſe beurkundet. SSC: 


Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſamm⸗ 


lung, unter Beachtung der im $. 22. vorgeſehenen Foͤrmlichkeiten. 


Die Ergaͤnzungswahlen werden durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt 
gemacht. 


Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, an 


welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben wuͤrde. 


Bis zu der im H. 23. beſtimmten erſten theilweiſen Erneuerung ergaͤnzt 
der Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 


H. 27. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich fo oft, als er es für dienlich er: 
achtet, an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Praͤſidenten, welcher 
dieſe auch erlaſſen muß, wenn drei Mitglieder des Verwaltungsrathes bei ihm 
darauf antragen, in der Regel mindeſtens monatlich einmal, um von dem Gange 
der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. — Im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit überwiegt die Stimme des Präſidenten oder in deſſen Abweſenheit des 
Vizepraͤſidenten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlte⸗ 
ſten Mitgliedes des Verwaltungsrathes. 


Zaur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig- 
ſtens ſieben Mitgliedern EEN b 


H. 28. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit dieſe nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten find. 


Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Verwaltungs⸗ 
rathes gehoͤrt: | 


a) die 
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a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die er zu einem geregelten und den 
Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte fuͤr noͤthig erachtet. 


Die Direktion hat den von dem Verwaltungsrathe ihr mitgetheil⸗ 
ten Beſchluͤſſen deſſelben Folge zu leiſten; 


b) die genaue Kenntnißnahme der Seitens der Direktion bei den jedesma⸗ 
ligen Verſammlungen des Verwaltungsrathes ihm vorzulegenden jlleber⸗ 
ſicht der Kaſſe der Bank, der Wechſel, Portefeuilles und der Lombard⸗ 
Beſtaͤnde; : g 

c) die Abfaſſung von Geſchaͤfts-Inſtruktionen für das Perſonal der einzel 
nen Geſchaͤftszweige; ö ` 

d) die monatliche Reviſion der Kaffe, der Wechſel- und Lombardbeftände, 
durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen haben; 


e) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft er dieſelben fuͤr angemeſſen erachtet; 


f) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jeden Geſchaͤftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden (vergl. $. 45.); 

g) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, des Rendanten 
(Kaſſirers), deſſen Namen durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht 
wird, ſowie des uͤbrigen Bankperſonals, desgleichen die Beſtimmung der 
Gehaͤlter ſaͤmmtlicher Angeftellten; - : 


h) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontraktes 
mit demſelben; 

i) die Sorge für die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors, ſowie 
die Ausſtellung von Prokuren, und zwar ſowohl zum Zwecke ſolcher in⸗ 
terimiſtiſchen Stellvertretung, als zur Vertretung der Geſellſchaft über- 
haupt, in den von dem Verwaltungsrathe als geeignet erachteten Faͤllen; 
b die Beſtimmung des Inhalts und der Grenzen ſolcher Pro⸗ 

uren; 


k) die Bewilligung von Gratifikationen an das angeſtellte Bankperſonal. 


Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen 
Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit, oder aus moraliſchen Gruͤnden jederzeit zu ent⸗ 
laſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
mindeſtens neun Mitgliedern des Verwaltungsrathes. | 


Der Verwaltungsrath iſt berechtigt, uͤber alles, was das Intereſſe der 
Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge abzuschließen, ſich zu vergleichen, zu kompromit⸗ 
tiren und zu ſubſtituiren. 


Sowie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Ver⸗ 
(Nr, 4647.) 275 f gleiche 
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gleiche und Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen 
kann, ſo iſt er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. 


8 H. 29. e 

Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſiden⸗ 

ten, oder von dem Vizepraͤſidenten, oder von zwei Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsrathes unterſchrieben. 


H. 30. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet, er bezieht jedoch, außer dem 


Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, für feine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinne. 


Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine 
Mitglieder feſt. ö f 


Die Ermaͤßigung oder Erhoͤhung dieſer Remuneration bleibt dem Be⸗ 
ſchluſſe der Generalverſammlung vorbehalten. 


Titel VI. 
Von der Direktion. 


H. 31. 


Die Direktion beſteht aus dem vollziehenden Direktor und zweien nach 
Anordnung des Verwaltungsrathes aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wechſeln⸗ 
den Mitgliedern, die jedoch nie einer und derſelben Firma angehoͤren duͤrfen. 
Die Legitimation des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters 
($. 36,), bildet die von dem Verwaltungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder 
Beſtallung. 5 ö : 


Die Namen derfelben, ſowie diejenigen der den Verwaltungsrath bilden- 
den Perſonen und des Rendanten, ſind bei Konſtituirung der Bank und dem⸗ 
naͤchſt bei jedem, in den Perſonen eintretenden Wechſel, in den durch den H. 13. 
bezeichneten Blättern zu veröffentlichen. Ä 


Dritten Perſonen gegenuͤber kann nicht entgegengeſetzt werden, daß Mit⸗ 


glieder des Verwaltungsrathes, welche als Direktoren gehandelt haben, dazu 


von dem Verwaltungsrathe nicht abgeordnet geweſen ſeien. 


EIER 


Die Direktion vertritt die Gefellfehaft nach Außen, bringt die Bankge⸗ 
ſchaͤfte zur Ausführung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, hat 
i | jedoch 
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jedoch in Gemaͤßheit des §. 28. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen 
die Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsrathes zu befolgen und 
handelt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig, als die gegenwaͤrtigen Statuten und ihre Inſtruktion ſie nicht be⸗ 
ſchraͤnken. 

Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der Direktion, 
des Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung 
jener Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. 


§. 33. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, in welchen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. 

Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen zu fuͤhren nicht verbunden. 


H. 34. 


Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤber⸗ 
haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri iſt die unter der Firma der 
Bank (H. 1.) zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der F. 31. ges 
dachten Direktoren und des Rendanten ($. 28.) erforderlich. 

In allen übrigen Fallen find Erklaͤrungen, Urkunden und Verhandlun⸗ 
gen der Direktion mindeſtens von zweien Direktions mitgliedern unter der Firma 
der Bank zu unterſchreiben. ö 

Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften verpflich⸗ 
ten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere oͤffentliche 
Behoͤrde, als gegen jeden Privaten. 

Gerichtliche Eide Namens der Bank werden von den Mitgliedern der 
Direktion abgeleiſtet. 

H. 35. 5 

Die Direktion ernennt und entſetzt alle Beamte der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. Sie 
iſt befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihr nicht zuſteht, zu ſuspen⸗ 
diren, und hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Verwaltungs⸗ 
rathes herbeizufuͤhren. 


$. 36, 


Bei Krankheits⸗ oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden Di⸗ 
(Nr. 4647.) f rektors 
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rektors übernimmt ein von dem Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied 
des Verwaltungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſell⸗ 


ſchaft proviſoriſch deſſen Dienſt. 
. g. 37. 


Der vollziehende Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft 
hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder 
veraͤußert noch uͤbertragen werden. 5 


. 88. 


Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Verwaltungsrathe die $. 28. 
unter b. gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤfts⸗ 
jahres eine, nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz unter gewiſſen⸗ 
hafter Wuͤrdigung des Werthes aller Aktiva. 


Allmonatlich hat fie eine, von dem Verwaltungsrathe vorher zu geneh— 
migende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank 
vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤg⸗ 
tem Gold und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der Forde— 
rungen aus Darlehn und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden 
Banknoten, desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher Generalver: 
ſammlung einen alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Verwaltungsrathe 
genehmigten kurzen Geſchaͤftsbericht fuͤr das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar 
des Staates vorzulegen und gleichzeitig in den H. 13. gedachten Zeitungen zu 
veröffentlichen. Aer 


Es bleibt der Regierung vorbehalten, anftatt der monatlichen in Zukunft 1 


auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der Aktiva 
und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Golde und Silber, Bar⸗ 
ren u. ſ. w. anzuordnen. 

§. 39. 


Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Faͤllen den Präfi- 


denten des Verwaltungsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung 


aufzufordern. 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 
H. 40, 


Die Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat Maͤrz in Dort⸗ 
mund zuſammen. 5 i 
Außer⸗ 


een 
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Außerordentliche Generalverſammlungen, welche gleichfalls in Dortmund 
abzuhalten ſind, veranſtaltet die Direktion, ſo oft ſie es den Umſtaͤnden ange⸗ 
meſſen erachtet oder der Verwaltungsrath darauf antraͤgt. Die erſte gewoͤhn⸗ 
liche Generalverſammlung findet jedoch erſt im zweiten Geſchaͤftsjahre ſtatt. 


Bei der Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung muͤſſen 
die Berathungsgegenſtaͤnde ſummariſch bezeichnet ſein. 


Die Einladungen zu allen Generalverſammlungen geſchehen durch eine 
Benachrichtigung, welche zweimal, das erſtemal mindeſtens zwanzig Tage vor 
dem Generalverſammlungstermine, in die durch $. 13. bezeichneten Zeitungen 
inſerirt wird. 


H. 41. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen Aktionairen, welche ſeit zwei 
Monaten vor dem Tage der Berufung in den Büchern der Geſellſchaft einge- 
tragen find. , : 


In der Generalverfammlung hat der Inhaber von fünf Aktien Eine 
Stimme, von zehn Aktien zwei Stimmen, von fuͤnfzehn Aktien drei Stimmen, 
von zwanzig Aktien vier Stimmen, und fuͤr jede weitere fuͤnf Aktien Eine 
Stimme, ſo daß der Inhaber von Einhundert Aktien zwanzig Stimmen hat. 

Der Beſitz von weniger als fuͤnf Aktien giebt kein Stimmrecht. 

Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
Aktionaire vertreten laſſen. i 

Jedoch iſt die Vertretung der Handlungshäufer durch ihre Prokuriſten 
geſtattet. N 

Der Vertreter hat die desfallſige ſchriftliche Vollmacht vor Eroͤffnung 
der Verhandlungen bei der Verwaltung niederzulegen. ö 

Ehefrauen werden durch ihre Maͤnner, Minderjährige oder ſonſt Bevor⸗ 
mundete durch ihre Vormuͤnder oder Kuratoren vertreten. 


Zwanzig Stimmen bilden das Maximum, welches ein Aktionair fuͤr die 
von ihm vertretenen und fuͤr ſeine eigenen Aktien zuſammen genommen 
haben kann. 


Die Beſchluͤſſe der Anweſenden ſind fuͤr die Abweſenden verbindlich. 5 
$. 42. 


Die Generalverſammlung, regelmäßig konſtituirt, ftellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. - 


S Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes führt auch den Vorſitz 
in der Generalverſammlung und ernennt die Skrutatoren. f 
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— 208 — 


Zu Skrutatoren koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe noch Beamte der Ge 
ſellſchaft ernannt werden. SE 
In den regelmaßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: ) d 


1) Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Geſchaͤfts im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 


2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 


3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Anträge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; letztere muͤſſen vor der Be⸗ 
rufung der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich ein— 
gereicht ſein; f 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und 
rechtfindend dem Verwaltungsrathe die Decharge zu ertheilen. 


H. 43. 


: Die außerordentlichen Generalverfammlungen befchäftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet find, 


$. 44. 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung vollbringen ſich 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Die Wahlen werden mittelſt geheimen Skrutiniums vorgenommen. 


Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den Antrag von wenigſtens 
fünf Aktionairen, muß auch über andere Gegenſtaͤnde durch geheimes Skruti⸗ 
nium abgeſtimmt werden. 


Die Protokolle der Generalverſammlungen werden gerichtlich oder von 
einem Notar aufgenommen und ſind von dem Vorſitzenden, den beiden Skru⸗ 
tatoren und dem Protokollfuͤhrer nothwendig zu unterzeichnen und denjenigen 
anweſenden Aktionairen, welche es wuͤnſchen, zur Mitunterzeichnung vorzulegen. 


8 Titel VIII. 
Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 
$. 45% 
Die Bücher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres ab⸗ 


geſchloſſen und die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. E 
Die 


=. 0 = 
Die Bilanz wird von dem Verwaltungsrathe geprüft und feſtgeſtellt. 


Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten 
Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die 
etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz abge⸗ 
rechnet werden. 


Die etwaigen vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem hoͤheren 
als dem Erwerbungskurſe, und wenn der Boͤrſenkurs am Tage der Bilanz⸗ 
Aufnahme niedriger, als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Boͤrſenkurſe in 
der Bilanz angeſetzt werden. 


Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinne erhalten zunaͤchſt die 
Mitglieder des Verwaltungsrathes die ihnen ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Tantiemen. 


Von dem Ueberreſt werden wenigſtens zwanzig Prozent ſo lange zum 
Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis letzterer auf die Summe von Einhundert funf⸗ 
zigtauſend Thaler angewachſen iſt. — Die uͤbrig bleibende Summe wird als 
Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 


Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Geſellſchafts⸗ 
Kapitals herausſtellen, ſo dient zunaͤchſt der vorgedachte Reſervefonds zur 
Deckung derſelben. 


Reicht derſelbe dazu nicht hin, ſo dienen die zunaͤchſt erzielten Reinge⸗ 
winne vorzugsweiſe zur Wiederergaͤnzung des Geſellſchaftskapitals, und darf, 
bevor dieſe ſtattgehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine 
neue Dividende vertheilt werden. 


5 So oft und fo lange ſich aber nach Wiederergaͤnzung des Gefellfchafte- 
Kapitals der Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, darf von den als⸗ 
dann erzielten Reingewinnen, nach Berichtigung der den Mitgliedern des Ver⸗ 
waltungsrathes ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Tantiemen, nur die Hälfte als Di⸗ 
vidende vertheilt und muß die andere Haͤlfte verwendet werden, um den Re⸗ 
ſervefonds auf ſeine fruͤhere Hoͤhe zu bringen. g 


Der Reſervefonds darf zu keinen anderen Zwecken, als zu der vorſtehend 
gedachten eventuellen Ergaͤnzung des Stammkapitals und, wenn in einem Ge⸗ 
ſchaͤftsjahre die gemachten Gewinne durch eingetretene Verluſte uͤberſtiegen fein 
ſollten, zur Ausgleichung der Bilanz verwendet werden. 


F. 46. 


Die Dividenden find in Dortmund an der Kaffe der Geſellſchaft zahl 
bar; dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an 
anderen Orten, welche durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen ſind, 
zahlbar geſtellt werden. 


Die Dividenden werden jaͤhrlich am 1. Mai gegen Einlieferung der aus⸗ 
gegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 0 9 


Jahrgang 1857. (Nr. 464) 28 H. 47. 
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N 3 H. 47. ; 
Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 


fünf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge: 


ſtellt ſind. 


Titel IX. 
Verfahren bei der Auflöfung. ` 


H. 48. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablaufe der Konzeſſion, 
wenn aber die Auflöfung der Geſellſchaft ſchon früher beſchloſſen werden ſollte, 
innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe ihre ſaͤmmtlichen Noten einzuloͤſen. 

Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor 
dem Ablaufe der Konzeſſlon beſchloſſen, fo muͤſſen bis zu dieſem Zeitpunkte 
ſaͤmmtliche Noten eingelöft werden. 


H. 49. 


In allen Fällen, in denen die Auflosung der Bank nach Vorſchrift der 


8 Geſetze erfolgt, iſt eine Generalverſammlung der Aktionaire in moͤglichſt kurzer 
Friſt von dem Verwaltungsrathe zu berufen, und in derſelben ſind die Grund⸗ 
ſaͤtze feſtzuſtellen, nach denen bei dem Liquidationsgeſchaͤfte verfahren werden ſoll. 


Bei Auflöfung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften des F. 29. des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung vom Jahre 1843. S. 346.) zur Anwendung. 


Die eingeloͤſten Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staates 


zu vernichten, und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell 


aufzunehmenden Dokumentes, in welchem die Noten nach Nummern genau 
bezeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 


Die Beträge der nicht eingelöften und praͤkludirten Noten werden nach 
näherer Beſtinmung des Verwaltungsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken ver⸗ 
wendet. 


H. 50. 
Nach beendigtem Liguidationsgeſchaͤfte ift eine Generalverfammlung von 
dem Verwaltungsrathe nach den in gegenwaͤrtigem Statute für die Konvokation 


gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und 
Ertheilung der Decharge zu berufen. 


Die 


= se 
Die von den in dieſer Verſammlung anweſenden, nicht zur Verwaltung 
gehörenden Aktionairen ertheilte Decharge befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvor⸗ 


ſtaͤnde dieſer Bank den Aktionairen gegenüber von allem und jedem ferneren 
Nachweis, ſowie von jedem Anſpruch wegen der erfolgten Liquidation. 


Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, Falls in der Generalverſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt, und ſich dieſer 
Fall in der zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalperſammlung 

wiederholt hat. 


Zur Decharge der Verwaltungsvorſtaͤnde durch die Generalverſammlung 
im Falle der Liquidation der Geſellſchaft iſt jedoch jedenfalls eine Stimmen⸗ 
mehrheit von drei Viertheilen der vertretenen Aktien erforderlich. 


Titel X. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung der Statuten. 


H. 51. 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei, von den Parteien zu erwaͤhlende, in Dortmund wohnende Schiedsrichter 
geſchlichtet werden. f 

Iſt eine Partei länger als vierzehn Tage mit der Wahl des Schiedsrich⸗ 
ters ſaͤumig, ſo erfolgt die Ernennung deſſelben durch die andere Partei. 

Koͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf deren An⸗ 
trag der zeitige Dirigent des Kreisgerichts zu Dortmund, oder, wenn dieſer 
ſelbſt Aktionair iſt, der naͤchſte unbetheiligte Richter nach ihm einen Obmann, 
welcher vorzugsweiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtiz⸗ 
beamten zu waͤhlen iſt. 

Gegen die Entſcheidungen der Schiedsrichter und des Obmanns iſt nur 
das im F. 172. Th. I. Tit. 2. der Allgemeinen Gerichtsordnung zugelaffene 
Rechtsmitel zulaͤſſig. 8 . 


H. 52. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann eine Abaͤnde⸗ 
rung der Statuten, reſp. eine Erhoͤhung des Kapitals durch Ausgabe neuer 
Aktien, oder auch die Auflöfung: der Geſellſchaft beſchloſſen werden, und nur 
mittelſt einer, drei Viertheile der in der Generalverſammlung vertretenen Aktien 
repraͤſentirenden Majoritaͤt. 


Die Beſchluͤſſe uͤber dergleichen beduͤrfen der Koͤniglichen Beſtaͤtigung. 
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Titel XI. 
Oberaufſichtsrecht des Staates. 


H. 53. 


Zur Wahrnehmung ihres Oberaufſichtsrechts ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion des Ver⸗ 
waltungsrathes und der Generalverſammlungen ohne Stimmrecht beizuwohnen, 
ſowie von allen Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft jederzeit Einſicht zu 
nehmen, auch die Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen zu berufen. 

„Er hat ſorgfaͤltig daruber zu wachen, daß die Vorſchriften der Statuten 
in allen Punkten zur Ausfuͤhrung gelangen. a 

Im Falle die Staatsregierung es nothwendig befinden ſollte, dem bei 

der Bank zu beſtellenden Staatskommiſſar fuͤr dieſes Geſchaͤft eine fortlaufende 


Remuneration zu bewilligen, ift die letztere der Staatskaſſe aus den Einnahmen 
der Bank zu erſetzen. f 


Titel XII. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
H. 54. 
Iſt die Einzahlung der vollen Million innerhalb Jahresfriſt, vom Tage 
der Beſtaͤtigung des gegenwaͤrtigen Statuts an gerechnet, nach den darin ent⸗ 


haltenen Beſtimmungen nicht erfolgt, ſo iſt die zur Errichtung der Bank ertheilte 
Konzeſſion erloſchen. f Se: 


Dortmunder Privat- Aktien - Bank, 


Gegründet durch notariellen Vertrag vom EE EEN 
Beſtaͤtigt durch Königliche Kabinets- Order vom EEN 


Bank⸗Aktie .. 


über » 
Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der N. N. (Stand und Wohnort) hat den Betrag der Aktie 
. mit Fuͤnfhundert Thaler geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen 


Rechte und Pflichten dadurch erworben. 
Dortmund, denn; 18. 


Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie ſind auf 5 Jahre Dividendenſcheine, auf jeden In⸗ 
haber lautend, nebſt Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten 
Jahres durch neue erſetzt werden. a 


Eingetragen sub folio des Regiſters. 
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o EE 5 
Fenn Te een 18. 


Dortmunder Privat⸗Aktien⸗Bank. 
Der Verwaltungsrath. 


Dortmunder Privat-Aktien- Bank. 


Anweifung zum Empfang der II. Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie 


asss „„ 


. 


ende 
Dividendenſchein zu der Aktie 7 


der 

Dortmunder Privat⸗Aktien⸗Bank. 

Der Inhaber dieſes Scheins empfängt an der 
Kaffe der bet rivat⸗Aktien⸗Bank oder nach 
ſeiner Wahl an den durch Beſchluß des Verwal⸗ 
tungsrathes näher zu beſtimmenden Orten die für das 
Jahr 1856. feftzuftellenden Dividenden. 

Dörtmünd, den ten 18 

(Stempel.) 
Der Rendant. Dortmunder Privat-Aktien-Bank. 
Der Verwaltungsrath. 


(Nr. 4647.) 


Inhaber empfaͤngt am gegen dieſe Anweiſung nach F. 5. 
der Statuten am Sitze der Geſellſchaft die II. Serie der Dividendenſcheine zur vorbe— 
zeichneten Aktie. 


Dortmund, den ten SSR EE 


Der Verwaltungsrath. 


A —— 
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